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KURZ KOMMENTIERT
Kohlepfennig

Am Problem vorbei

Im vergangenen Jahr konnte die Bundesregierung ei­
ner parlamentarischen Debatte über die Kohlepolitik 
noch dadurch entgehen, daß sie den sogenannten Koh­
lepfennig nur auf durchschnittlich 4,5% der Stromrech­
nung erhöhte, obwohl angesichts der großen Preisdiffe­
renz zwischen deutscher Steinkohle und importierter 
Kohle bzw. importiertem Heizöl eine stärkere Anhebung 
notwendig gewesen wäre. Darüber aber müßte der Bun­
destag entscheiden. In diesem Jahr nun wird die De­
batte doch stattfinden, denn nach den gerade getroffe­
nen Koalitionsabsprachen soll die Zustimmung der Ab­
geordneten zu einer weiteren Erhöhung auf 6 bis 7% 
eingeholt werden.

Gleichzeitig wurde grundsätzlich vereinbart, in Zu­
kunft auch die Berechnungsmethode zu ändern. Die 
Bundesländer mit niedrigen Strompreisen, für die bisher 
höhere Abgabesätze galten als für Länder mit hohen 
Preisen, fordern eine Entlastung ihrer Stromverbrau­
cher. Wie das Ergebnis der kommenden Auseinander­
setzung um die regionale Verteilung des Kohlepfennigs 
auch ausfallen mag, die Diskussion geht am eigentli­
chen Problem vorbei. Denn es fehlte von Anfang an eine 
einleuchtende Begründung dafür, warum der Stromver­
braucher und nicht der Steuerzahler zur Erhaltung der 
heimischen Steinkohlenförderung herangezogen wird, 
obwohl dabei beschäftigungs- und regionalpolitische 
Ziele im Vordergrund stehen.

Die Abschirmung des Inlandsmarktes gegenüber der 
Importkohle, die als Beitrag zur Versorgungssicherheit 
gedacht war, verursacht schließlich überaus hohe volks­
wirtschaftliche Kosten. Dennoch hat die Energiepolitik 
bisher kein Konzept entwickelt, das längerfristig die 
Kohlesubventionen überflüssig macht. Auch die De­
batte um den Kohlepfennig wird allerdings kaum zu sei­
ner Abschaffung führen -  die entsprechende Forderung 
ist so alt wie der Kohlepfennig selbst -  oder gar den Weg 
zu einer marktwirtschaftlichen Kohlepolitik freimachen.

km

EG-Haushalt

Schwere Geburt

Nach längerem budgetpolitischem Fingerhakeln zwi­
schen Ministerrat und Europaparlament wurde für das 
Budget 1987 endlich ein Kompromiß gefunden, so daß 
die schon mehr als anderthalb Monate währende Haus­
haltsabwicklung nach dem Notregime der „Provisori-
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sehen Zwölftel“ eingestellt werden konnte. Waren die 
beiden EG-Haushaltsinstitutionen vom volumenmäßi­
gen Ansatz letztlich gar nicht mehr weit auseinander, so 
gab es doch noch Streit um grundsätzliche Positionen; 
Der Ministerrat war bei den nichtobligatorischen Mitteln 
nicht bereit, Steigerungen über den Höchstsatz von
8.1 %, wie sie sich aus Forderungen des Parlaments er­
gaben, zuzulassen. In dieser verzwickten Situation er­
sann dann aber irgendein moderner „Budget-Kolum- 
bus“ die Patentlösung; Gefunden werden mußte ein 
ECU-Betrag, der einem Steigerungssatz von 8,149% 
entsprach, gerundet nach üblichen Verfahren aber
8.1 % ergibt. Sowohl Parlament als auch Ministerrat sa­
hen sich angesichts dieser Daten in ihren Positionen be­
stätigt. Difficile est satiram non scriberel

Auch wenn der EG-Haushalt 1987 endlich vorliegt, 
kann die Gemeinschaft nicht aufatmen. Schon seit meh 
reren Jahren reichen die Eigenmittel der EG nicht meh 
zur Ausgabendeckung. Nur mühselig kam man durch al 
lerlei Tricks über die Runden. 1987 dürften die Ausga 
ben wohl gut 8 Mrd. DM über den Eigeneinnahmen lie 
gen. Der von der Kommission vorgeschlagenen Finanz 
reform, die die Lösung des Eigenmittelproblems mittel 
fristig bis Ende 1992 zum Ziel hat, wird sicherlich eine 
Libergangslösung in Form der Aufstockung des Mehr­
wertsteueranteils von 1,4% auf 1,6% vorangehen. Die 
„große“ Lösung wird wohl erst in der ersten Hälfte 1988 
spruchreif werden -  dann unter deutscher Präsident­
schaft. kr

EG-Agrarpreise

Geschickte Kommissionsstrategie

Das von der EG-Kommission geschnürte Agrarpreispa­
ket wird vom deutschen Landwirtschaftsminister als 
„Kriegserklärung“ aufgefaßt, der niedersächsische Mi­
nisterpräsident spricht von Skandal. Das Paket sieht als 
wichtige Bestandteile bei den meisten Agrarprodukten 
ein Einfrieren, bei einigen auch Senkungen der Preise 
vor, einen Abbau des positiven deutschen Währungs­
ausgleichs aus der Zeit vor 1984 und die Einführung ei­
ner Fettsteuer.

Die restriktive Preispolitik der Kommission entspricht 
konsequent der Konzeption ihres Grünbuches, das eine 
Hinführung zu einer stärker marktwirtschaftlich orientier­
ten Ordnung postuliert. Auf dieser Linie liegt auch die 
Anfang März gegen die Stimme der Bundesrepublik be­
schlossene Möglichkeit einer temporären Aussetzung 
der Intervention bei Butter und Magermilchpulver.

Unverständlich ist, warum die Kommission den pro­
tektionistischen Vorschlag einer Fettsteuer aus der Mot-
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tenkiste holt. Er paßt so gar nicht in das Bild einer „auf 
mehr Markt“ gerichteten Kommissionspolitik. Eher gilt 
das für die Forderung nach Abbau des bestehenden po­
sitiven deutschen Währungsausgleichs. Zwar impliziert 
dies Preissenkungen für die deutschen Bauern. Ande­
rerseits bedeuteten -  was gern übersehen wird -  DM- 
Aufwertungen in der Vergangenheit auch verbilligte Im- 
portinputs, also Kostenentlastungen für die Landwirte.

Möglicherweise ist die Einbeziehung von Fettsteuer 
und Währungsausgleich in das Preispaket auch nur ein 
geschicktes Manöver der Kommission. Durch Auswei­
tung der Verhandlungsmasse verbreitert sich das Feld 
der Kompromißmöglichkeiten. So könnten etwa die 
Preisvorschläge durch einen Verzicht auf Abschaffung 
des Währungsausgleichs und die Nichteinführung der 
Fettsteuer für die Bundesrepublik akzeptabler werden.

hk

Schuldenkrise

Brasiliens Botschaft

Ende Februar verkündete Staatspräsident Sarney dem 
brasilianischen Fernsehpublikum eine populäre Bot­
schaft: Das Land werde bis auf weiteres alle Zinszahlun­
gen auf seine mittel- und langfristigen Verbindlichkeiten 
gegenüber ausländischen Geschäftsbanken einstellen. 
Betroffen von diesem einseitigen Zinsmoratorium sind 
immerhin fast zwei Drittel der brasilianischen Auslands­
verschuldung, d. h. ca. 70 Mrd. $, auf die 1987 ca. 5,6 
Mrd. $ Zinsen zu zahlen wären.

Für die betroffenen Gläubiger kam das brasilianische 
Vorgehen wohl kaum überraschend -  und dies nicht nur 
wegen der wachsenden binnenwirtschaftlichen Pro­
bleme des Landes und seiner seit Monaten rapide sin­
kenden Außenhandelsüberschüsse und Währungsre­
serven. Genügend Anlaß zum Eklat boten schon das 
Ausbleiben neuer Geschäftsbankenkredite und die Wei­
gerung der Kreditgeber, die überaus großzügigen Kondi­
tionen der im letzten Herbst vereinbarten Mexiko-Um- 
schuldung auf andere Schuldner zu übertragen. Inso­
fern erweist sich das auf massiven Druck der USA zu­
stande gekommene Mexiko-Paket, das seinerzeit als 
großer Erfolg gefeiert wurde, im nachhinein als Bume­
rang.

Der provozierende Schritt Brasiliens macht aber auch 
deutlich, daß die von IWF und anderen Beteiligten seit 
Jahren verkündete Weisheit, durch solide Wirtschafts­
politik und dementsprechend solide Wachstumsraten 
ließe sich die Verschuldungskrise auf Dauer meistern, 
nur die halbe Wahrheit ist. Wahr ist auch, daß ein souve­

räner Schuldner -  unabhängig von seiner Wirtschafts­
lage -  auf Dauer kaum bereit sein wird, seinen Schul­
dendienst pünktlich zu leisten, wenn das Volumen der 
Neukredite über längere Zeit hinter seinen Zins- und Til­
gungsverpflichtungen zurückbleibt. In einer solchen Si­
tuation versteht es notfalls auch der unbegabteste Fi­
nanzminister, binnem kurzem eine Zahlungsbilanzkrise 
aus dem Hut zu zaubern. Das ist Brasiliens Botschaft an 
die Banken. er

US-Geldpolitik

Kein Zielwert für M1

Der Offenmarktausschuß der US-Notenbank hat dar­
aufverzichtet, für das Aggregat M1 eine Wachstumsvor­
gabe für das Jahr 1987 zu verkünden. Beibehalten wird 
das Zielkonzept für die Aggregate M2 und M3, für die 
eine moderat restriktive Linie in Aussicht gestellt wurde. 
Vorangegangen war im Jahre 1986 eine massive Ziel­
überschreitung von MI, die angesichts einer Expan­
sionsrate von 15% den Zielkorridor von 3-8% weit ver­
fehlte. Das Wachstum von M2 und M3 blieb dagegen 
knapp unterhalb der oberen Zielmarge von 9 %.

Die Zielüberschreitung bei M1 kann nicht als Beleg 
dafür herangezogen werden, Notenbanken könnten die 
mengenmäßige Geldversorgung gar nicht kontrollieren; 
der Hinweis auf vielfältige neue Depositenformen, die 
US-M1 (im Unterschied zum gleichnamigen deutschen 
Aggregat) enthält, ist aber nicht geeignet, die geldpoliti­
sche Entwicklung in den USA zu beschönigen. Schließ­
lich sei nicht vergessen, daß die viermalige Senkung 
des US-Diskontsatzes in 1986 kaum als Versuch gewer­
tet werden konnte, die monetäre Überexpansion unter 
Kontrolle zu bringen.

Ob die US-Geldpolitik eine „monetaristische“ Linie 
erst jetzt verlassen hat, sei dahingestellt. Fest steht je­
doch, daß sich die US-Notenbank zu einem weiteren 
Schritt in Richtung Verzicht auf monetäre Disziplin hat 
verleiten lassen. Der volkswirtschaftliche Preis für diese 
geldpolitische Großzügigkeit ist bereits im Ansatz zu er­
kennen: nahezu zeitgleich mit der Meldung aus dem 
Fed verkündet die US-Statistik wieder steigende Infla­
tionsraten. Wem die Kaufkraft der D-Mark näher liegt als 
jene des Dollars, dem drängt sich angesichts dieser Ent­
wicklung in den USA die Frage auf, wie lange noch die 
Worte des Bundesbankpräsidenten Gültigkeit bean­
spruchen können, der zur Überschreitung des deut­
schen Geldmengenziels 1986 feststellte: „Die Glaub­
würdigkeit der Bundesbank ist angesichts der erreich­
ten Preisstabilität nicht gefährdet“ . fr
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